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Die Krisen sind
sein Metier

Der Fachanwalt Jan M. Antholz ist als Insolvenzverwalter in
Cuxhaven tätig. Er erläutert auf Nachfrage von CNV-Redakteu-
rin Wiebke Kramp, was man sich unter seiner Tätigkeit vorzu-
stellen hat, welche Branchen in Gefahr sind und welche Chan-
cen eine Privatinsolvenz bieten kann.

Herr Antholz, wie wird man
eigentlich Insolvenzverwalter?
Einen festgeschriebenen Weg
gibt es nicht. Diemeisten Verwal-
ter sind Rechtsanwälte, die zu-
sätzliche betriebswirtschaftliche
Kenntnisse erworben haben. Ich
habe nach einer kaufmänni-
schen Ausbildung Jura und BWL
studiert, und dann erst in der
Wirtschaftsprüfung gearbeitet.
Dabei habe ich gemerkt, dassmir
der Umgang mit Menschen und
Unternehmen in Krisen beson-
ders liegt – wenn es wirklich
drauf ankommt, wenn es ums
Ganze geht.

Wer setzt Sie dazu ein, welche
rechtlichen Schritte sind vorge-
schaltet und wieso kommt es,
dass Unternehmen offensicht-
lich zu lange damit warten, die-
se Konsequenz zu tragen?
Ein Insolvenzverfahren wird
vom Amtsgericht eingeleitet,
aber erst, wenn es beantragt
wird. Leider haben viele Unter-
nehmer Angst, diesen Schritt zu
gehen.Meist ausUnkenntnis:Das
deutsche Insolvenzrecht gilt in-
zwischen als eines der moderns-
ten der Welt und bietet sehr vie-
le Sanierungsoptionen, also
Chancen, das Unternehmen und
die Arbeitsplätze zu erhalten.
DasZögernmitdemInsolvenzan-
trag jedoch verbaut oft diese Sa-
nierungschancen und löst dar-
über hinaus eine persönliche
Haftung aus. Wenn dann erst ein
Gläubiger den Insolvenzantrag
stellt, ist es leider meistens zu
spät.

Was ist Ihr Auftrag, wohin ge-
hend begleiten Sie die Unter-
nehmen?
Wenn ein zulässiger Insolvenz-
antragvorliegt, bestellt dasAmts-
gericht mich zunächst als Sach-
verständigen oder vorläufigen
Insolvenzverwalter. Es gilt, für
die weiteren gerichtlichen Ent-
scheidungen die Situation im
Unternehmen aufzuklären. Das
Gericht kann dann zum Beispiel
eine Art „Schutzschirm“ für das
Unternehmen anordnen, um
eine geordnete Sanierung zu er-
möglichen. Ja, und dann geht die
Arbeit richtig los. Ziel ist, den
wirtschaftlichen Schaden für die
Gläubiger und andere Beteiligte
wie Arbeitnehmer zu begren-
zen, und das gelingt am besten,
wenn man das Unternehmen er-
haltenkann.Dafür stehenmir als
Verwalter vieleMöglichkeiten zu
Gebote. Man kann das Unterneh-
men unter alter Leitung fast un-
verändert erhalten, dazu eine
vom Gericht geprüfte und bestä-
tigte Einigung mit allen Beteilig-
ten herbeiführen, den sogenann-
ten „Insolvenzplan“, oder das
Unternehmen verkaufen. Ein
Beispiel dafür aus der jüngeren
Zeit ist die Gießerei Schmidt, ein
alteingesessener Traditionsbe-
trieb, der im Insolvenzverfah-
ren einen neuen Investor gefun-
den hat. Der Investor bringt neu-
en Schwung, frisches Geld und
Kunden und hat inzwischen
neue Arbeitsplätze in Cuxhaven
geschaffen. Hier hat sich der al-
te Insolvenzverwalterspruch be-
wahrheitet: „Krise ist einproduk-
tiver Zustand,manmuss ihmnur
den Beigeschmack des Katastro-
phalen nehmen“.

Bestenfalls steht ja am Ende
einer Sanierung die Konsolidie-
rung und langfristige Sicherung,
was aber, wenn es zu einer
Schließung keine Alternativen
gibt. Was passiert mit den Kre-
ditoren, was mit den betreffen-
den Arbeitnehmern?
Das kommt natürlich auch vor,
gerade wenn der Antrag spät ge-
stellt wird. Meine Aufgabe ist in
so einem Fall, die geordnete Ab-
wicklung sicher zu stellen– sogut
es geht. Für Arbeitnehmer ist das
besonders wichtig, weil sie auf
ihr Gehalt angewiesen sind.
Wenn die Kasse der Firma leer
ist, kann ich als Insolvenzverwal-
ter dann beispielsweise Insol-
venzausfallgeld beantragen.
Schließung bedeutet regelmäßig
die Kündigung aller Arbeitsver-
hältnisse. Eine der unangeneh-
men Seiten meines Berufs, wenn
keine Sanierung gelungen ist.
Heute ist der Arbeitsmarkt zum
Glück recht gut und nach mei-
ner Erfahrung finden die Men-
schen derzeit schnell wieder
Arbeit. Wissenschaftler sehen
darin ja gerade die Stärke der
freien Marktwirtschaft mit ihren
Insolvenzen: Wenn ein Unter-
nehmen nicht rentabel arbeitet,
soll es vom Markt genommen
werden, und die guten Mitarbei-
ter lieber einem profitablen Zu-
kunftsunternehmen zur Verfü-
gung stehen. Und was passiert
mit den Kreditoren: Sie müssen
Ihre Forderungen bei mir zum
Insolvenzverfahren anmelden.
Wenn die „Versilberung“ des Fir-
menvermögens abgeschlossen
ist, erhalten sie eine Quote auf
ihre Forderungen, in eher selte-
nen Fällen auch alles. Wichtig zu
wissen ist, dass alle Gläubiger

gleich behandelt werden, Ban-
ken und Finanzamt genau wie
der „kleine“ Warenlieferant.

Wenn Pflegedienste wie jüngst
die Freien sozialen Dienste zwi-
schen Elbe und Weser in wirt-
schaftliche Schieflage und letzt-
lich in die Insolvenz geraten
und es keine Alternative zur
Schließung gibt, nimmt so ein
Fall auch persönlich mit?
Ja, natürlich. Bei aller professio-
nellen Distanz ist die Insolvenz
eines gemeinnützigen Vereins,
der soziale Arbeit macht und
Menschen gut betreut, schon be-
sonders belastend - wenn man
ihn nicht retten kann. Es ist aber
auch ein gutesBeispiel für die an-
gesprochene Ordnungsfunktion
der Insolvenz: Ein Zusammen-
bruch von einem Tag zum ande-
renmuss verhindert werden, da-
mit die Betreuung der Pflegebe-
dürftigen sichergestellt werden
kann. Mit dem Insolvenzausfall-
geld konnten in diesem Fall die
Mitarbeiter zurWeiterarbeitmo-
tiviert werden, bis eine ordentli-
che Stilllegung beendet war.

Warum geraten zurzeit so viele
Bäckereien in die Insolvenz,
sind die Warnzeichen nicht früh
genug erkannt worden?
Ich habe keinen umfassenden
Überblick, aber bei den mir be-
kannten Fällen ist es immer noch
auf die gestiegenen Energiekos-
ten zurückzuführen. Es findet
eine Marktbereinigung statt, hin
zuUnternehmen, die sichdie teu-
ren, aber energiesparendenÖfen
leisten können. Und dann ist da
natürlich gerade in Zeiten einer
höheren Inflation das sparsame
Einkaufsverhalten, weg vom

Handwerksbäcker hin zum Dis-
counter.

Ist eine weitere Branche in Ge-
fahr?
In der Fachwelt wird der Be-
reich Verkehr und Lagerei ge-
nannt, aber auch Immobilien-
Projektentwickler. Steigende
Transportkosten, steigende Zin-
sen sind wohl der Hintergrund.
Für unsere Region wird auch
noch die Gastronomie genannt,
mit Blick auf die Anpassung der
Mehrwertsteuer. Aber meine Er-
fahrung als Krisenmanager lehrt
auch: Erstens kommt es anders,
und zweitens als man denkt.

Häufig ein gesellschaftliches Ta-
bu-Thema ist die Privat-Insol-
venz. Können Sie uns das Ver-
fahren erklären und warum es
letztlich eine Chance bedeuten
kann, sich aus der Schuldenfalle
zu befreien?
Sehr gerne, denn es ist eine ech-
te Chance für Privatpersonen.
Privatleute, die verschuldet sind,
können sich an eine Schuldner-
beratung am Ort wenden, sich
dort beraten lassen und ein
außergerichtliches Schuldenbe-
reinigungsverfahren durchfüh-
ren lassen. Wenn das scheitert,
können auch sie beim Amtsge-
richt einen Insolvenzantrag stel-
len, verbunden mit einem An-
trag auf Restschuldbefreiung.
Das erledigt in der Regel die
Schuldnerberatungsstelle. Das
Gerichtprüft danndieVorausset-
zungen, besonders ob der
Schuldner „redlich“ im Sinne des
Gesetzes war. Ist das der Fall,
wird dem Schuldner nach drei
Jahren die Restschuldbefreiung
gewährt, also die Schulden erlas-
sen. Zu den Voraussetzungen ge-
hören Obliegenheiten wie etwa,
einer zumutbaren Arbeit nach-
zugehen oder die Hälfte einer
Erbschaft herauszugeben. Also
eine echte Chance, wenn im Le-
ben mal etwas schief gegangen
ist.

Zur Person: Jan M. Antholz
Der Jurist Jan M. Antolz ist
Fachanwalt für Sanierungs-
und Insolvenzrecht und Insol-
venzverwalter. Nach einer Aus-
bildung zum Industriekauf-
mann folgte für ihn das Stu-

dium der Rechtswissenschaften
und Betriebswirtschaftslehre.
Antholz war zunächst in einer
Wirtschaftsprüfungsgesell-
schaft tätig. Im Jahre 2005 er-
folgte die Bestellung zum Insol-

venzverwalter und die Eröff-
nung eines Büros in Cuxhaven.
Drei Jahre danch, also 2008,
kam es zur Fusion mit der
Schlutius Insolvenzverwaltung
GmbH.

Die Kostensteigerungen bringen das Bäckerei-Handwerk zunehmend in Schwierigkeiten. Foto: dpa

Schlag ins Gesicht der
Sporttreibenden
Diesen Leserbrief zur Bericht-
erstattung, wie Politik in Cuxha-
ven mit alten Sporthallen ver-
fahren will, haben wir erhalten.

Nun ist es leider zur Gewiss-
heit geworden. Die Mehrheits-
gruppe im VA hat den Antrag auf
Förderung einer Mehrzweckhal-
le für die Sportlerinnen und
Sportler in unserer Stadt abge-
lehnt.

Diese Halle sollte die seit lan-
gem abgängige Hermann-All-
mers-Halle und die Grimmers-
hörn-Sporthalle ersetzen. Die
Cuxhavener Nachrichten berich-
teten ausführlich darüber. Die-
ser Zug ist nun abgefahren, letz-
ter Einreichungstag war der 15.
September. Dieses ist ein Schlag
ins Gesicht vieler Sportlerinnen
und Sportler in unserer Stadt.

Wer in jedem Jahr den Kampf
umdieHallenzeiten indenSport-
hallen der Stadt mitgemacht hat,
der war sehr froh über den Ver-
waltungsvorschlag, sich für ein
Förderprogramm des Bundes zu
bewerben, um den Bau einer
Mehrzweckhalle finanziell stem-
men zu können.

Argument der
Mehrheitsgruppe
Das Argument der Mehrheits-
gruppe, das Projekt mit einem
Volumen von gut 7,6 Millionen
Euro wäre nicht seriös durchfi-
nanziert, zieht meines Erach-
tens nicht, denn die Verantwort-
lichen in der Stadt, neben unse-
rem Oberbürgermeister Uwe
Santjer, der Kämmerin Andrea
Pospich, unserem Sportreferen-
ten Mirco Finck und den Fachbe-
reichsleitungen stehen schließ-
lich hinter diesem Projekt. Der
Beschluss des VA ist eine kräfti-
ge Ohrfeige für unseren OB und
die gesamte Verwaltungsspitze.

Was für mich zusätzlich er-
schwerend hinzukommt ist, dass
ebenso Sport in Cuxhaven als

unsere Dachorganisation im
Sport und auch die kooperative
Planungsgruppe komplett hinter
dem Verwaltungsantrag steht.

Wenn eine Stadt wie Cuxha-
ven die Möglichkeit hat, aus
einem Fördertopf fünf Millionen
Euro abzugreifen sowie die rest-
lichen 1,9Millionen auch noch in
vier Jahresraten zahlen kann,
der handelt fahrlässig wenn er
solch ein Angebot nicht an-
nimmt.

Es ist also die Frage, wer die-
se Ohrfeige eigentlich verdient
hat. Die Verwaltung meines Er-
achtens sicherlich nicht. Die Ar-
gumente der Mehrheitsgruppe
sind in vielen Punkten nicht
stichhaltig, wer von einer Sanie-
rung der Hermann-Allmers-Hal-
le spricht, der kennt die heuti-
gen Preise nicht oder will sie
nicht kennen. Die Sanierung
wird garantiert ein Mehrfaches
der Eigenmittel des neuen Pro-
jektes kosten.

Was bedeutet das nun für den
Cuxhavener Sport? Ganz ein-
fach: weiterhin Hallennotstand
für die nächsten zehn Jahren.
Wollen wir wetten?

Es wäre natürlich gut, wenn
sich „Sport in Cuxhaven“ und
auch der Kreissportbund Cuxha-
ven zu dieser gegen den Sport ge-
richteten Entscheidung äußert.

Fazit wieder einmal: Man hat
den Eindruck, auch in den Kom-
munalparlamenten wird immer
öfter nur noch Lagerpolitik be-
trieben. Ist eine Gruppe dafür,
muss die andere dagegen sein,
Sachentscheidungen sind schon
lange nicht mehr vorrangig und
der Wille der Wählerinnen und
Wähler, und in diesem Fall, der
Wille des Sports, scheinen un-
wichtig. Schade eigentlich.

Wir werden alle noch sehen
wohin das führt.

Werner Demuth,
Cuxhaven

Auch bei Niedrigwasser könnte
Fähre nach Brunsbüttel fahren
Zur Berichterstattung über Be-
strebungen für eine Fährlinie
Cuxhaven-Brunsbüttel erhielten
wir folgenden Leserbrief.

Nach einiger Zeit wird wieder
der Wunsch nach einer Fährver-
bindung von Cuxhaven nach
Brunsbüttel geäußert. Diese Ver-
bindung kann dauerhaft be-
stand haben. Sie hat gegenüber
der Verbindung Wischhafen -
Glückstadt den Vorteil, die Fäh-
re kann auch bei Niedrigwasser
fahren.

Was ist bei der Planung der ge-
wünschten Verbindung nach
Brunsbüttel alles zu unterneh-
men? Als erstes sind alle Spedi-
teure vom Binnenland bis nach
dem südlichen Skandinavien auf
diese Fährverbindung durch ein
Rundschreiben aufmerksam zu
machen. Genauso ist es mit den
Reisebusunternehmen die Ge-
schäftsverbindungen nach
Schleswig-Holstein und Skandi-
navien unterhalten. Das sind die
Hauptnutzer dieser neuen Ver-
bindung. Nach entsprechenden
Zusagen kann die Größe der Fäh-
re bestimmt werden.

Auslastung sollte auf jeder
Fahrt 80 Prozent betragen
Es werden dann noch zehn Pro-
zent für andere Fahrzeuge zuge-
geben. Die Auslastung sollte auf
jeder Fahrt 80 Prozent betragen.

Die variablen Kostenmüssen auf
jeder Fahrt höher als die Fixkos-
ten sein. Ein geeignetes Fähr-
schiff ist nur imBestand der Flot-
te von den großen Fährschiffree-
dereien Deshalb sollte diese
Fährverbindung ausgeschrieben
werden.

Der Vorteil ist darin zu sehen,
die geeignete Fähre ist vorhan-
den, im Falle einer Havarie oder
der erforderlichen Werftzeit
wird ein Ersatzschiff bereit ge-
stellt. er schnellste Weg in die
nächste Pleite wäre der Neubau
von neuen Fährschiffen. Das Ka-
pital ist zurück zu zahlen. Die
Auslastung würde sich verrin-
gern. Damit ist der Verlust vor-
programmiert. Ein Einzelunter-
nehmer kann diese Aufgabe
nicht stemmen. Daher ist es ein
Vorteil, wenn eine große Reede-
rei diese Verbindung über-
nimmt. Die haben auch Schiffe
mit modernen Antrieb in ihren
Flottendstand.

Der Staat hat nur die Aufgabe
für einen entsprechenden Anle-
ger auf beiden Seiten, an Land
für gute Zuwegungen und Park-
plätze zu sorgen. Alles andere ist
Sache der Reederei. Bei entspre-
chender Umsetzung der Pla-
nung sollte daraus eine dauer-
hafte Fährverbindung werden.

Paul Stiewe,
Versmold

Leserbriefe

Leserbriefe
sind der Redaktion stets willkommen. Je kürzer sie sind, desto eher be-
steht die Möglichkeit eines kurzfristigen Abdrucks. Leserbriefe können in
Schriftform (möglichst getippt) und vorzugsweise per E-Mail eingereicht
werden: per Post an Redaktion CN, Leserbriefe, Kaemmererplatz 2, 27472
Cuxhaven oder per Mail an redaktion@cuxonline.de sowie per Post an Re-
daktion NEZ, Leserbriefe, Wallstraße 12, 21762 Otterndorf oder per Mail
an redaktion@nez.de. Es besteht kein Anspruch auf Abdruck eines Leser-
briefes. Die Redaktion behält sich Kürzungen vor. Anonyme Briefe werden
grundsätzlich nicht berücksichtigt.


